zen 


Geſetz „Sammlung 
a für bie 


Koͤniglichen Preußiſchen n. 


— No. 16. —— 


(No. 1244.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 14ten Juli 1829., die Deklaration des $. 32. 
der Inſtruktion vom 30ſten Mai 1820. über den Kommunal- Verband der 
ſtandesherrlichen Beſitzungen betreffend. 


Ale dem Berichte des Staatsminiſteriums vom 30ſten v. M. habe Ich 
erſehen, welche Mißdeutung die Beſtimmung des $. 32. der Inſtruktion vom 
30ſten Mai 1820. uͤber den Kommunal-Verband der ſtandes herrlichen Beſitzun⸗ 
gen durch die gerichtlichen Entſcheidungen in den dieſes Gegenſtandes halber 
bereits anhaͤngigen Prozeſſen erlitten hat. Es iſt nicht beabſichtiget worden, 
durch die gedachte Beſtimmung den Rechtszuſtand der Standesherren unguͤnſtiger 
zu ſtellen, als er ſich bei der Einverleibung ihrer Beſitzungen in die Monarchie 
faktiſch geſtellt hatte, weshalb nur diejenigen ihrer Dominial-Grundſtuͤcke, die 
in Folge der fremden Geſetzgebung und waͤhrend der Dauer derſelben durch 
Zulags-Centimen zur Grundſteuer oder auf ſonſtige Weiſe zu den Kommunal⸗ 
Laſten wirklich angezogen worden, als im Kommunal⸗Verbande begriffen geweſen 
betrachtet ſind; wogegen diejenigen ſtandesherrlichen Beſitzungen, die der fremden 
Geſetzgebung unerachtet und waͤhrend der Dauer derſelben faktiſch vom Kom⸗ 
munal⸗Verbande frei erhalten worden, durch die Beſtimmung der Inſtruktion 

demſelben nicht haben einverleibt werden ſollen, wenn gleich in der Provinz, 
worin fie belegen, die landesherrlichen Domainen dem Kommunal- Verbande 
angehören. 


Jahrgang 1829. — (No. 1214.) i 9 Ich 


(Ausgegeben zu Berlin den 19ten Oktober 1829.) 7 


ein. 


Ich beauftrage das Staatsminiſterium, dieſe Deklaration des H. 32. 
der Inſtruktion vom 30ſten Mai 1820. durch die Geſetz- Sammlung bekannt 


zu machen. 8 
Potsdam, den 14ten Juli 1829. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 


— 119 — 


(No. 1245.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 18ten Auguſt 1829., die Aufhebung der Vor⸗ 
1 ſchriften in den H. 411. f. f. der Depoſital-Ordnung, uͤber die Zuziehung 
eines fiskaliſchen Bedienten bei der Rechnungs = Abnahme betreffend. 


Auf Ihre Berichte vom 11ten Juni und 22ſten Juli d. J. genehmige Ich 
nach Ihrem Antrage, mit Aufhebung der in HH. 414. u. f. Tit. II. der Depoſital⸗ 
Ordnung, uͤber die Zuziehung eines fiskaliſchen Bedienten bei Abnahme der 
Depoſital-Rechnungen enthaltenen Vorſchriften, daß die gerichtlichen und vor⸗ 
mundſchaftlichen Depoſital⸗Behoͤrden von der Zuziehung eines anderweitigen 
Vertreters des Privat-Intereſſe bei dem Rechnungs⸗Abnahmegeſchaͤfte entbunden 
werden. Ich uͤberlaſſe Ihnen, dieſe Modifikation der Depoſital⸗Ordnung durch 


die Geſetzſammlung bekannt zu machen. 
Berlin, den 18ten Auguſt 1829. 


Friedrich Wilhelm. 


An 
den Staats- und Juſtizminiſter Grafen von Danckelman. 


(No. 1215. — 1216.) (No. 1216.) 


ee. Zar ver * Sum 
TED Si” 


(No. 1216.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 29ſten Auguſt 1829. das Brand⸗Entſchaͤdi⸗ 
gungsweſen im Großherzogthum Poſen aus der Periode vor dem Aften 
Juli 1845. und deſſen definitive Abwickelung betreffend. 


Auf Ihren Bericht vom 23ſten v. M. und nach Ihrem Antrage genehmige 
Ich, daß, um das Brand- Entſchaͤdigungsweſen im Großherzogthum Poſen aus 
der Periode vor dem Aften Juli 1815. zu ſchließen, und die Ruͤckſtaͤnde definitiv 
abzuwickeln, ein Praͤkluſiv⸗Verfahren eingeleitet, und die oͤffentliche Aufforderung 
aller derjenigen, welche aus der aufgeloͤſeten Feuerverſicherungs-Sozietaͤt des 
ehemaligen Herzogthums Warſchau auf den Antheil des Großherzogthums Poſen, 
noch unbefriedigte Entſchaͤdigungs-Anſpruͤche zu haben vermeinen, unter der Ver⸗ 

ee. warnung des Verluſtes der, bis zum 1ſten Oktober 1832. nicht liquidirten und 

6 durch Nachweis des rechtmaͤßigen Beſitzes und der Wiederherſtellung des ver- 
ſicherten Gebaͤudes nicht verifizirten Forderungen, veranlaßt werde. Ich beauf- 
trage Sie, den Ober-Praͤſidenten v. Baumann zum Erlaß dieſes Aufgebots 
zu ermaͤchtigen und mit weiterer Inſtruktion zu verſehen, Meine Order aber 
durch die Geſetzſammlung und die Amtsblätter der betreffenden Regierungen, 
bekannt machen zu laſſen. 5 8 


Berlin, den 29ſten Auguſt 1829. 


Friedrich Wilhelm. 


An 
den Staatsminifter von Schuckmann. 


